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Durch das Wort Besatzungskosten werden zwei Vorstellungen in uns 
wachgerufen; die erste, daß es sich um eine sehr bedeutsame, weit- 
reichende, tief in unser wirtschaftliches, soziales und politisches, besonders 
aber in unser finanzielles Leben eingreifende Angelegenheit handele; die 
zweite, daß die Angelegenheit, da sie die zivile und militärische Seite der 
Besatzung an einem der entscheidendsten Punkte, nämlich am Geldpunkt 
trifft, mit Politik geladen und außerordentlich heikel sei. Die Frage 
nimmt an Bedeutung auch immer mehr zu. Die sozialen Aufgaben 
werden drängender, die finanzielle Lage des Bundes sorgenvoller. Unter 
solchen Umständen gibt es für die Bearbeitung nur einen Weg, nämlich, 
nach den gleichen Grundsätzen zu verfahren, nach denen der Ausschuß 
für Besatzungsstatut und. Auswärtige Angelegenheiten seine Tätigkeit 
von Anfang an ausgeübt hat: unerschrocken, aber mit einem klaren Sinn 
für die politische Wirklichkeit, und erfüllt von dem Bestreben, die 
Schwierigkeiten dieser gequälten Welt nicht zu vergrößern, sondern zu 
vermindern. 

Die Frage der Besatzungslasten ist nun zum ersten eine Frage zwischen 
der deutsdien Seite und den Besatzungsmächten, insofern die deutsche 
Seite das Geld aufzubringen hat, das die Besatzungsmächte anfordern und 
verbrauchen. Zum anderen ist die Frage aber auch, wo nicht rechtlich, 
so doch wirtschaftlich, eine solche zwischen der deutschen Regierung und 
deutschen Staatsangehörigen, insofern deutsche Staatsangehörige durch 
die Besatzungsleistungen in großer Zahl in Mitleidenschaft gezogen sind 
und dadurch zu den eigentlichen Empfängern des von den Ländern bzw. 
künftig vom Bund aufzubringenden Geldes werden. Die deutsche Regie- 
rung hat ein Interesse daran, daß die deutschen Staatsangehörigen nicht 
zu wenig, aber auch nicht zu viel erhalten. 

Eine erhebliche Schwierigkeiten besteht darin, daß zwischen der deut- 
schen Seite und den Besatzungsmächten keine volle Übereinstimmung 
über den Begriff und damit über den Umfang der Besatzungskostens^be- 
steht. Auch unter den Besatzungsmächten selbst besteht keine volle Über- 
einstimmung, abgesehen davon, daß die Art der Erhebung und Veraus- 
gabung der Mittel, daß der Aufbau der Haushaltspläne und die Art der 
Haushaltsführung in den einzelnen Zonen sehr einschneidende Unter- 
schiede aufweisen. Durch die Finanzverwaltungen des Bundes und der 
Länder, besonders auch durch den trizonalen Arbeitsstab für Besatzungs- 
kosten, ferner durch den Bundesrechnungshof in Hamburg und das In- 
stitut für Besatzungsfragen in Tübingen ist aber der gesamte Stoff so 
gründlich durchgearbeitet worden, daß es doch möglich ist, zuverlässige 
Zahlen zu' geben und dort, wo keine Übereinstimmung zwischen der 
deutschen Seite und den Besatzungsmächten besteht, die Unterschiede 
annähernd genau zu beziffern. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gehr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 


Drucksache Nr. 789 



Wer von Besatzimgskosten spricht, denkt zunächst an diejenigen 
Kosten, die für die Besatziingsstreitkräfte und die Besatzungsbehörden 
im Gebiete der Bundesrepublik zu zahlen sind. Dies sind die Besatzungs- 
kosten im engeren Sinne oder die editen Besatzungskosten. Sie werden , 
untergeteilt in Kosten für Dienstleistungen, Nutzungsleistungen, Sach- 
und Werkleistungen, Leistungen der Bundesbahn und der Bundespost, 
Entschädigung für unerlaubte Handlungen der Angehörigen der Be- 
satzungsmächte, und sddießlidi bestehen diese Kosten noch aus den 
sogenannten Pauschzahlungen, einer Besonderheit der französischen Zone/ 
wonach die Länder Barbeträge von bestimmter Höhe an die Besatzungs- 
macht abzuführen haben. Neben die echten Besatzungskosten treten noch ^ 
andere Kosten, die gleichfalls von den Besatzungsmächten auferlegt sind, 
die jedoch nicht für die Truppen und die Verwaltung -der Besatzungs- 
mächte im besetzten Gebiet, sondern für andere Zwecke zu zahlen sind. 
Als solche Zwecke seien genannt: Aufwendungen für die verschleppten 
Personen, Leistungen für Zivilinternierte und bisher auch für deutsche 
Kriegsgefangene, Nebenkosten für Reparationen und Restitutionen, 
Nebenkosten für Abrüstung und Entmilitarisierung sowie allerlei son- 
stige Kosten, die hier im einzelnen übergangen werden können. Diese 
sogenannten „artverwandten Ausgaben in Auftragsangelegenheiten“ oder 
„Related Mandatory Expenditures“ werden im deutschen Sprachgebrauch 
in der Regel als „Besatzungsfolgekosten“ bezeichnet. Die Besatzungs- 
kosten im engeren Sinne und die Besatzungsfolgekosten pflegt man unter 
dem Oberbegriff „Besatzungslasten“ zusammenzufassen. Wenn nun im 
Nachfolgenden die wichtigsten Zahlen und Zahlenvergleiche gegeben 
werden, dann sollen, da es der Bund mit Gesamtzahlen zu tun hat, die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Zonen und Ländern möglichst 
wenig in Ersdieinung treten. Auch soll der Eindruck vermieden werden, 
als wolle der Ausschuß mittelbar oder unmittelbar die Besatzungsmächte 
anders denn als eine Einheit betrachten. 

Was die zahlenmäßigen Unterlagen anbelangt, so werden solche für 
ein volles Jahr benötigt. Sie dem Haushaltsjahr 1948/49 zu entnehmen, 
ist aber wegen der Währungsreform nicht angezeigt. Das Haushaltsjahr 
1948/49 ist rechnungsmäßig in einen RM- und einen DM-Abschnitt ge- 
teilt, und in diesen Abschnitten spiegeln sich die durch die Umstellung 
der Währung hervorgerufenen Schwankungen der Wirtschaft und der 
öffentlichen Haushalte wieder. Aus diesem Grunde hat das Bundes- 
ministerium für Finanzen alle auf die Besatzungslasten bezüglichen Zah- 
len für die Zeit vom 1. Oktober 1948 bis zum 30. September 1949 zu- 
sammengestellt, so daß damit verläßliche Unterlagen für ein Normal- 
jahr, d. h. echte Ist-Zahlen vorliegen. Werden nun die Besatzungslasten 
dieses Normaljahres mit anderen Zahlen des Bundes- oder 3er Länder- 
haushalte verglichen, dann müssen, da die übrigen Zahlen für Bund und 
Länder nicht audi auf dieses Normaljahr umgerechnet worden sind, die 
Voranschläge für 1949/50 herangezogen werden. Ein solcher Vergleich 
scheint jedoch unbedenklich zu sein. 

In der Zelt vom 1. Oktober 1948 bis zum 30. September 1949 waren 
in der Bundesrepublik Deutschland an Besatzungslasten zu zahlen 4491,5 
Mio., d. h. rd. 4,5 Mrd. DM. Dies ergibt, umgerechnet auf den Kopf 
der Bevölkerung, unter Ausgleich nicht unerheblicher Unterschiede zwi- 
schen den Zonen eine jährlidie Belastung von 95,46 DM. Auch die 
Beträge der vorhergehenden Jahre ergeben, wenn man die Schwankun- 
gen im Vollzug der Zahlungen zeitlich ausgleicht, mit geringen Unter- 
schieden immer wieder die Summe von rd. 4,5 Mrd. DM. Die Aufstel- 
lungen zeigen, daß bis zur Währungsreform 14,1 Mrd. RM und bis 
zum 31. März 1949 an RM und DM zus. 17,2 Mrd. Besatzungslasten 
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haushaltmäßig erfaßt waren. Die eigentlichen Besatzungskosten standen 
hierbei zu den Besatzungsfolgekosten — roh gerechnet — im Verhältnis 
von 3:1. d, h. von den Besatzungslasten waren K Besatzungskosten im 
engeren Sinn und 31 Besatzungsfolgekosten. 

Neuerdings geht jedoch der Anteil der Besatzungsfolgekosten zurück 
und beträgt in dem erwähnten Normaljahr nur noch 17,8% gegenüber 
82% an editen Besatzungskosten (vgl. Anlage 1 und 2). 

Um die Bedeutung der Besatzungslasten für unser gesamtes staatliches, 
wirtschaftliches und soziales Leben zu veranschaulichen, sind die 4,5 Mrd. 
in Beziehung zu den Haushaltszahlen, zum Steueraufkommen und Sozial- 
produkt gesetzt* worden. So ergab sich z. B. beim Sozialprodukt die 
wissenswerte Tatsache, daß jeder erwerbstätige Deutsche im Durchschnitt 
etwas über einen Monat des Jahres für Besatzungslasten zu arbeiten hat. 
Die Besatzungslasten betragen fast das Doppelte der für die Finanzierung 
des Wohnungsbauprogramms verfügbar zu machenden Mittel und sie 
betragen ein Mehrfaches des Aufkommens aus der Soforthilfe. Am über- 
sichtlichsten erscheint es jedoch, das Verhältnis der Besatzungslasten zu 
den öffentlichen Haushalten kennenzulernen. Werden die Einnahmen, 
die auf den Bund übergehen, mit 8,7 Mrd. angenommen, die Einnahmen 
von Bund und Ländern zusammen mit rd. 18, oder die Einnahmen von 
Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden mit 21 Mrd., dann 
machen die Besatzungslasten aus* 

etwas mehr als die Hälfte der unmittelbaren Bundeseinnahmen, 

34 der Einnahmen von Bund und Ländern und 

etwas mehr als ^5 der Einnahmen aller Gebietskörperschaften der 
Bundesrepublik einsdiließlich des Bundes selbst. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat in seiner Rede vom 11. Januar 
lür das Haushaltsjahr 1949/50 folgende Zahlen gegeben: 

1. Besatzungslasten 4500 Mio. DM 

2. Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 

Kriegshinterbliebene 3060 Mio. DM 

3. Zuschüsse zur Arbeitslosenver- 
sicherung 625 Mio. DM 

4. -Zuschüsse zu den Sozialversicherungs- 
anstalten 600 Mio. DM 

zusammen 8785 Mio. DM 

Wenn somit die unmittelbaren Bundeseinnahmen 8750 Mio. betragen, 
dann machen die Kriegsfolge- und Soziallasten des Bundes mit 8785 Mio. 
ziemlich genau ebensoviel aus wie jene, und es machen die Besatzungs- 
lasten mehr aus, als zur Linderung der Kriegsfolgen und zur Erfüllung 
der allergröbsten sozialen Aufgaben aufgewandt werden kann. 

Diese Zahlen zeigen die ganze Größe und Schwere der Angelegenheit; 
sie zeigen auch, daß es gegenüber den Besatzungslasten nur eine Auf- 
gabe geben kann, nämlich, sie zu vermindern, wo und wie es nur mög- 
lich ist. 

In dem vorliegenden Bericht werden zunächst die einzelnen Arten der . 
Besatzungskosten und Besatzungsfolgekosten näher erläutert und dann 
die Besatzungslasten unter volkswirtschaftlichen und politischen Gesichts- 
punkten betrachtet. Dabei soll alles beiseite bleiben, was das rein Tat- 
sächliche zu Gunsten eines Gefühlmäßigen beeinträchtigen könnte. 
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Dienstleistungen 

Die erste Gruppe von Besatzungskosten im engeren Sinne bilden die 
von den Besatzimgsmächten geforderten Dienstleistungen. 

In dem Normaljahr vom 1. Oktober 1948 bis zum 30. September 1949 
wurden bei den echten Besatzungskosten oder den Besatzungskosten im 
engeren Sinne 1441,5 Mio. DM für Dienstleistungen ausgegeben. Dies 
entspridit einem Anteil von 32,1 % an den gesamten Besatzungslasten. 
Am 31. Dezember 1949 standen 464 500 Personen im Dienste der Be- 
satzungsbehörden, während es im Jahre zuvor mit 567 500 noch rund 
1 00 000 mehr gewesen waren (vgl. Anlage 3). 

Die Beschäftigten bestanden zu 28% aus Frauen. Die Besatzungsmächte 
sind einer der größten Arbeitgeber im Gebiet der Bundesrepublik. Sie 
beschäftigten noch vor kurzem mehr Personen als die Bundesbahn 
(514 000) oder das Textilgewerbe (525 000) oder die Eisen-, Stahl- und 
Metallwarenherstellung (528 000). 

Die Besatzungsmächte als Arbeitgeber sind für den Stand der Beschäf- 
tigung in Deutschland eine wichtige Größe, und da die Zahl der im 
Dienste der Besatzungsmächte stehenden Personen rückläufig ist und im 
Zuge fortschreitender Vereinfachung und Sparsamkeit wohl auch rück- 
läufig bleiben wird, erfährt der deutsche Arbeitsmarkt von dorther eine 
dauernde Beeinflussung, ja selbst Beunruhigung. Die für uns wirtschaft- 
lich nützliche Tatsache, daß viele Deutsche im Dienste der Besatzungs- 
mächte Arbeit und Brot finden, kann aber die Nachteile der dadurch 
veranlaßten außerordentlichen steuerlichen Belastung und volkswirt- 
schaftlichen Störung nicht ausgleichen. 

Bei der Entlohnung ihrer deutschen Arbeitskräfte wenden die Alliier- 
ten zum Teil eigene Tarife an, deren Vergütungssätze höher sind als die 
der deutschen Tarifordnungen. Dies geschieht angeblich zum Ausgleich 
für mangelnden Kündigungsschutz. Aber bei den Besatzungsmächten 
wird auch meist höher eingestuft als bei deutschen Behörden. Überstun- 
den werden bereitwillig angerechnet, Reisekosten, Trennungsschäden usw. 
meist großzügig gewährt. Die Entwicklung, die in dieser Richtung geht, 
ist noch keineswegs abgeschlossen, da die Ausgaben für die Arbeitskräfte 
langsamer fallen, als die Zahl der Arbeitskräfte selbst. 

Als haushaltsreditliche Besonderheit sei erwähnt, daß bei den Dienst- 
leistungen ein erheblicher Unterschied zwischen den von deutscher Seite 
aufgebrachten und den von den Alliierten anerkannten Besatzungskosten 
besteht, und zwar deshalb, weil die Arbeitgeberanteile an den Sozialver- 
sicherungen zwar von den Besatzungskostenämtern gezahlt werden müs- 
sen, aber nicht als echte Besatzungskosten gebucht werden dürfen. 

Es fällt im übrigen auf, daß das von den Besatzungsmächten gezahlte 
durchschnittliche Arbeitsentgelt in den einzelnen deutschen Ländern sehr 
verschieden ist. Die durchschnittliche Aufwendung je beschäftigter Per- 
son beträgt in Hamburg z. B. 4600 DM im Jahr, in Hessen und Nieder- 
sachsen nur rund 2600 — 2700 DM, in Württemberg-Baden 4000 DM, 
wobei sich in den höheren Zahlen die stärkere Belastung mit Stäben und 
Behörden widerspiegeln mag, in denen die teuersten Kräfte angestellt 
sind. Es wäre wünschenswert, wenn die deutschen im Dienst der Be- 
satzungsmächte stehenden Arbeitskräfte im ganzen Bundesgebiet nach 
einem einheitlichen Tarif entlohnt und nach einheitlichen Tätigkeits- 
‘merkmalen eingestuft würden. Hierbei sollten die deutschen Behörden 
möglichst weitgehend zur Mitwirkung herangezogen werden und für 
beide, die alliierten und die deutschen Stellen, sollte Sparsamkeit der 
oberste Grundsatz sein. Ein weiterer Abbau von Arbeitskräften, die 
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im Dienste der Alliierten stehen, wird im Interesse der Kostenersparnis 
begrüßt, kann doch das auf diese Weise ersparte Geld an anderer Stelle 
volkswirtschaftlich nützlicher verwendet werden, als es jetzt der Fall ist. 

Nutzungsleistungen 

Während sich die Inanspruchnahme der Dienstleistungen vom Stand- 
punkt der betroffenen Deutschen aus verhältnismäßig reibungslos ab- 
wickelt, ist dies ganz und gar nicht der Fall bei den Nutzungsleistungen. 
Zwar haben die Nutzungsleistungen mit einem Kostenaufwand von 
365,3 Mio. in dem erwähnten Normaljahr und einem Anteil an den ge- 
samten Besatzungslasten von 8,1 % nur ein Viertel des für die Dienst- 
leistungen auf zu wendenden Betrags erfordert, doch sind im Gegensatz 
dazu die rechtlichen Schwierigkeiten und die gefühlsmäßige Beschwernis 
der Betroffenen außerordentlich und jetzt auch durch die Organisierung 
der Betroffenen und die Formulierung ihrer Ansprüche eine Frage an 
die Verwaltung und an die gesetzgebenden Körperschaften geworden. 
Es ist deshalb auch kein Wunder, daß zu diesem Punkt schon eine ganze 
Reihe von Anträgen vorgelegt worden sind. 

Im einzelnen geht es bei den Nutzungsschäden um folgende beide 
Hauptfragen: um den Umfang der Beschlagnahmen, besonders bei Grund- 
stücken und den dazu gehörigen Einrichtungen, sowie um die Vergütun- 
gen für die Nutzung und den Ersatz der durch die Belegung verursachten 
Schäden. 

Wieviele Anlagen, Gebäude, Wohnungen und einzelne Räume von den 
Besatzungsmächten beschlagnahmt worden sind, ist statistisch noch nicht 
völlig erfaßt. Die entsprechenden Erhebungen sind aber im Gange. Die 
bis jetzt vorliegenden Zahlen gibt Anlage 4 wieder. Die Zahlen zeigen, 
um welch empfindliche Last es sich hier für die deutsche Bevölkerung 
handelt. Wir wissen, daß diese Last getragen werden muß, aber alle Be- 
teiligten sollten mithelfen, daß sie der vermeidbaren Härten entkleidet 
wird. Manches ist schon geschehen; sind doch viele Hotels und Pen- 
sionen, aber auch private Häuser bereits wieder dem deutschen Gebrauch 
zurückgegeben worden. Diese Entwicklung sollte fortgesetzt werden, 
spiegelt doch auch sie den Weg vom Krieg zum Frieden wider, auf dem 
wir uns zu befinden hoffen. 

Denkbar wäre dreierlei: einmal, daß die Besatzungsmächte denjenigen 
Wohn- und Di ens träum zurückgeben, der die Normen überschreitet und 
den sie nicht oder nicht mehr benötigen. Auch so manche Dienststelle 
oder wirtschaftliche LTnternehmung, die nichts mit den Besatzungszwek- 
ken, oft nicht einmal etwas mit den Alliierten zu tun hat, und sich nur 
in unruhiger Zeit unter die Fittiche der Besatzungsmächte begab, könnte 
jetzt nach Einkehr von Ruhe und Ordnung auf privaten Vertrag oder 
eine Raumbeschaffung durch Neubau oder Ausbau verwiesen werden. In 
diesem Zusammenhang darf an den Beschluß erinnert werden, den das 
Hohe Haus auf den Antrag des Ausschusses für Besatzungsstatut und 
Auswärtige Angelegenheiten gemäß Drucksache Nr. 197 (Antrag der 
Bayernpartei, Drucksache 86) gefaßt hat und der folgendermaßen lautet: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, ein Abkommen mit der 
Hohen Kommission über Grundsätze für die Inanspruchnahme 
von privatem Wohnraum und Hotels durch die Alliierten zu 
erlangen.“ 

Aus einem solchen Abkommen würden sich durch umgekehrten Schluß 
naturgemäß auch die Grundsätze der Rückgabe des beschlagnahmten, 
aber nicht mehr benötigten Wohnraums ergeben. 
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Eine weitere Erleiditerung auf dem Gebiete der Wohnungsbeschlag- 
nabme könnte dadurch erzielt werden, daß das Verbot des Zusammen- 
wohnens von Angehörigen der heimischen Bevölkerung und der Be- 
satzungsmacht, dort, wo es noch besteht, aufgehoben würde. Aus^ Grün- 
den der Wohnungsnot, aber vor allem auch aus Gründen wechselseitiger 
menschlicher Achtung wäre es zu begrüßen, wenn das Verbot des Zu- 
sammenwohnens aufgehoben würde. Die Gesichtspunkte militärisdier 
Vorsicht, die am Anfang der Besatzung verständlich waren, sind es 
heute nicht mehr in dern gleichen Maße. Dankbar empfunden würde es, 
wenn es zur Aufhebung des Verbots ’nidit erst besonderer deutscher 
Schritte bedürfte. 

Eine dritte Möglichkeit, die Last der Nutzungsleistungen an Grund- 
stücken zu erleichtern, bestünde darin, für die Angehörigen der Be- 
satzungsmacht neuen, vielleicht gar bundeseigenen Wohnraum zu erstel- 
len und dementsprechend die Beschlagnahme privaten Wohnraumes auf- 
zuheben. An manchen Orten geschieht das bereits auf Anfordern der 
Besatzungsmacht selbst. Da jedoch bei der Erstellung von neuen Woh- 
nungen für die Besatzungsmacht der Bauaufwand je Wohneinheit mehr- 
fach höher ist, als bei der Erstellung von Wohnungen für Deutsche, er- 
hebt sich die Frage, ob hier eine deutsche Initiative entfaltet werden 
soll, oder ob nidit besser neuer Wohnraum für die angesiedelten Deut- 
schen zu erstellen sei, oder diese sonst bei der Zuteilung von Wohnraum 
besonders berücksichtigt werden sollten. 

Ferner wäre zu überlegen, ob zur Vermeidung weiterer Unruhe und 
rechtlicher Unsicherheit nicht auf neue Beschlagnahmen von Grundstük- 
kcn verzi eiltet werden könnte. Auch der andere Gedanke, es möchten 
beschlagnahmte Grundstücke freigegeben und an ihrer Stelle andere be- 
schlagnahmt werden, damit auf diese Weise reihum ein gewisser Aus- 
gleich erfolge, erscheint, soviel Bestediendes er zunächst auch haben mag, 
auf lange Sicht doch untunlich, da zahlreiche eingespielte Verhältnisse ge- 
ändert werden müßten, neue baulidie Aufwendungen nötig würden usw. 
usw., ganz abgesehen von der Stellungnahme der Besatzungsmächte selbst. 
Wünschenswert wäre nur, daß dort, wo Dienst- oder Wohnräume je 
noch neu benötigt werden oder wo Änderungen angezeigt erscheinen, 
die Beschaffung durch deutsche Stellen erfolgte. 

Bei der Nutzung beweglicher Sadien ist es am deutlichsten, daß wir 
uns von den Zuständen der Kriegszeit schon weit entfernt haben und 
auch das Kriegsrecht durch die Rechtsformen des Friedens zu ersetzen 
beginnen. An sich sollte ja nach Kriegsrecht nur beschlagnahmt wer- 
den, was der Befriedigung der Bedürfnisse der Besatzungstruppen dient. 
Von diesem Rechtssatz nicht gedeckt sind daher die sogenannten irre- 
gulären Requisitionen, über die von den Besatzungsdienststellen keine 
Requisitionsscheine ausgestellt werden; sie waren zu Beginn der Be- 
setzung von erheblichem Umfang, heute spielen sie aber keine Rolle 
mehr. Was die Besatzungsmächte an beweglichen Saclien benötigen, wird 
meist durdi Neuanschaffung erlangt. So sind die Sach- und Werk- 
leistungen weitgehend an die Stelle der Nutzungsleistungen getreten. 

Wie bereits oben angedeutet, geht es bei den Nutzungsleistungen neben 
dem Umfang der Beschlagnahme vor allem um die beiden Fragen der 
Vergütung für die von den Besatzungsmächten geforderte Nutzung und 
um den Ersatz des bei der Nutzung angerichteten Sdiadens. Beides sollte 
aus rechtlichen Gründen grundsätzlidr bejaht werden, der Anspruch auf 
Vergütung der Nutzung und auf Ersatz des Schadens sowie die Aner- 
kennung entsprechender Zahlungen als Besatzungsleistung, die unter den 
Besatzungskosten verrechnet werden kann; beides auch, Vergütung und 
Schadensersatz sollte im Bundesgebiet einheitlich geregelt werden, für 
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beides sollten im Zusammenwirken mit den Alliierten deutsche Bestim- 
mungen erlassen und deutsche Behörden für zuständig erklärt werden. 

Die in vielen Fällen das normale Maß überschreitende Abnutzung und 
Beschädigung der Wohnungen wird dazu führen, daß für die Entschä- 
digungen hohe Beträge, sie werden allein in einer bestimmten Zone auf 
mehr als K Milliarde DM geschätzt, erfordert werden. 

So wie- bei den Nutzungsschäden der psychologisch und politisch 
wunde Punkt der Besetzung liegt, so liegt hier auch finanziell der wunde 
Punkt der Besatzungskosten. Denn während sonst die Kosten entwe- 
der gleichbleiben oder fallen, werden ‘sie hier, wenn die unerledigten 
Fälle bearbeitet sind, und überall gleiches Recht zur Anwendung kommt, 
zweifellos steigen. 

Sach- und Werkleistungen 

Die Sach- und Werkleistungen, soweit sie unter die Besatzungskosten 
im engeren Sinne fallen, d. h. nicht auf die Besatzungsfolgekosten ver- 
rechnet werden, erforderten in dem Normaljahr vom 1. Oktober 1948 
bis zum 30. September 1949 1 Mrd. 309,9 Mio. DM oder 29,2% der 
gesamten Besatzungslasten. Rechnet man die bei den Besatzungsfolgc- 
kosten verausgabten Beträge hinzu, so ergibt sich eine Summe von 
iK Mrd, DM. Von dieser Summe entfiel rund 1 Mrd. DM auf Waren- 
lieferungen. Die Bundesrepublik hat also im Monat an die Besatzungs- 
mächte einschließlich der verschleppten Personen für rund 80 Mio. DM 
Waren geliefert, während vergleichsweise im Durchschnitt der Monate 
Januar bis November 1949 die Fertigwarenausfuhr des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes rund 146 Mio. DM betrug. Man hat es also bei den 
Sach- und Werkleistungen, wie auch für die Dienstleistungen festgestellt, 
mit einem bedeutsamen Teil unseres gesamten Wirtschaftslebens zu tun. 
Aber hier wie dort steht der belebenden Wirkung auf die Wirtschaft die 
Tatsache gegenüber, daß die hohen Steuermittel an anderem Ort volks- 
wirtschaftlich und sozial wirkungsvoller hätten verwandt werden können. 

Wie bei den Nutzungsleistungen an beweglichen Sachen, so ist auch 
bei den Sachleistungen eine von den deutsdien Behörden planmäßig geför- 
derte und sehr begrüßenswerte Entwicklung eingetreten, nämlich von der 
Beschlagnahme privaten Eigentums auf Lieferung aus laufender Fertigung 
überzugehen. Es wäre zu wünschen, daß noch eine zweite Entwicklung 
Platz griffe, daß sich nämlich die Anforderungen im Rahmen dessen 
hielten, was nach Völkerrecht als ein sich aus der Besatzung ergebender 
und für den Verbrauch im besetzten Gebiet bestimmter Bedarf der Be- 
satzungsstreitkräfte und der Besatzungsbehörden bezeidinet werden 
kann. 

Damit würde der schwere, in Form von versteckten Ausfuhren und 
vorweggenommenen Reparationen wirksam werdende Aderlaß an «dem 
geschwächten deutschen Wirtsdiaftskörper in Fortfall kommen, der nur 
formell, nicht aber materiell als Besatzungslcistung anerkannt werden 
kann. 

Von den Sach- und Werkleistungen machen die Warenleistungen 
53,5%, die Bauleistungen 13,8% aus. Bei den Bauleistungen besteht bei 
den alliierten und deutschen Behörden z, T. eine verschiedene Auffas- 
sung darüber, ob und inwieweit bauliche Aufwendungen als Besatzungs- 
kosten anerkannt werden können, wobei von alliierter Seite die Ver- 
neinung damit begründet wird, daß sie ja letzten Endes deutschen Rechts- 
trägern zugute kämen. Der Bedarf der Besatzungsmächte an Sach- und 
Werkleistungen spielt, wie der Vergleich mit den Außenhandelszahlen 
gezeigt hat, im deutschen Wirtsdiaftsleben eine große Rolle. Bei der 
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Befriedigung des Bedarfs geht es dabei im ganzen ähnlich wie bei den 
Dienstleistungen. Es ist für die beteiligten Deutschen kein schlechtes 
Geschäft, für die Besatzungsmächte zu arbeiten. Umgekehrt aber berei- 
tet! die Beträge, die hierfür vom deutschen Steuerzahler aufgebracht 
werden müssen, den Finanzministern Sorge. Sie bereiten aber auch denen 
große Sorge, deren Ansprüche an den Staat zurückstehen müssen, weil 
die Besatzungskosten so große Teile des Haushalts verschlingen. Es wäre 
daher naheliegend, die Beschaffung des gesamten Besatzungsbedarfs auf 
deutsche Stellen zu übertragen. Der Vorteil wäre doppelt, einmal könnte 
der alliierte Besch affungsapparat wesentlich vermindert werden, zum an- 
deren bestünde die Möglichkeit, bei der Beschaffung kaufmännische und 
volkswirtschaftliche Gesichtspunkte stärker zu berücksichtigen, mit einem 
Wort: zu sparen. Deutsche Fachleute werden es noch für wünschenswert 
halten, daß mit ihnen besprodien wird, was und wieviel in einer ge- 
wissen Zeiteinheit etwa gebraucht wird, damit ein vernünftiger Güter- 
wirtschaftsplan aufgestellt werden könnte. 

Bahn und Post 

Die Leistungen der Bundesbahn und der Bundespost sind für das die- 
sem Bericht zugrunde liegende Normaljahr mit 323,6 Mio. DM oder 
7,2% der gesamten Besatzungslasten errechnet. Ein Vergleich dieser Zahl 
mit d'en Betriebsrechnungen der Bahn- und der Postverwaltung ergibt, 
daß die Leistungen viel höher waren, als was für sie bezahlt und als 
Besatzungskosten anerkannt wurde. Tn Wirklichkeit werden teilweise 
nur die Reichsmark-Wehrmachttarife aus der Kriegszeit vergütet, wäh- 
rend Kosten und Tarife heute wesentlidi hoher sind. So entstehen bei 
diesen Sondervermögen Verluste, die eigentlich zu Lasten der Länder 
oder künftig des Bundes gehen sollten. Offenbar besteht auf alliierter 
Seite das Bestreben, die buchmäßig ausgewiesenen Besatzungskosten mög- 
lichst niedrig zu halten 

Pauschzahlungen 

Fast die gleiche Hohe, wie die zusammengezählten Leistungen von 
Bahn und Post erreidien die sogenannten Pauschzahlungen, die in dem 
Normaljahr, das der Berichterstattung zugrunde liegt, 324,7 Mio. DM. 
nr 7,2% der gesamten Besatzungslasten ausmachten. Wie bereits eingangs 
erwähnt, handelt es sich bei den Pauschzahlungen um eine Besonderheit 
der französischen Zone, insofern dort von den einzelnen Ländern feste 
Geldbeträge aufzubringen und an die Besatzungsmacht abzuführen sind, 
ohne daß hierbei die Art der Verwendung angegeben würde. Die Be- 
satzungsmacht benutzt dieses Geld, wie aus wirtschaftlichen Vorgängen 
errechnet werden konnte, um gewisse Leistungen zu bezahlen. Es würde 
hier zu weit führen, in die Einzelheiten der Pauschzahlungen einzutre- 
ten. Es genügt für die Zwecke dieses Berichtes, zu sagen, daß die aus den 
Pauschbeträgen bestrittenen Leistungen meist bei den Sach- und Werk- 
leistungen eingegliedert werden könnten. 

Unerlaubte Handlungen 

Der Abschnitt Entschädigung für unerlaubte Handlungen, Manöver- 
schäden und ähnliches, soll hier übergangen werden, da er für die Ge- 
samtfrage der Besatzungslasten zu wenig ins Gewicht fällt. Die Beträge 
werden bei der weiteren Abwicklung der anhängigen Schadensfälle aller- 
dings noch wesentlich ansteigen. Sie werden übrigens noch immer nicht 
als echte Besatzungskosten anerkannt. 

Nach diesem Überblick über die echten Besatzungskosten bleibt noch 
übrig, die Besatzungsfolgekosten kurz zu streifen. 
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Verschleppte Personen 

Wie bereits oben erwähnt, sind die Besatzungsfolgekosten im Abneh- 
men begriffen, weil gewisse Aufgaben und Auflagen, die mit dem Kriegs- 
ende und der Niederlage zusammenhingen, abgewickelt sind. Der größte 
Posten, der auch politisch der empfindlichste ist, bezieht sich auf die 
Leistungen für die verschleppten Personen. Es handelt sich In dem Nor- 
maljahr 1948/49 um 432,3 Mio. DM oder beinahe 10% der gesamten 
Besatzungslasten. Unter dem Wort „verschleppte Personen“ verbirgt 
sich ein gehäuftes Maß von Unglück und Leid, das wir Deutsche umso 
eher nachfühlen können, als Millionen unter uns ebenfalls ihre Heimat 
verloren haben und von Haus und Hof vertrieben worden sind. Zu- 
weilen würde es dem Tatbestand freilich gerechter werden, wenn wir 
statt von „verschleppten“ von „geflüchteten“ oder durch die Verhält- 
nisse ihres Landes „an der Rückkehr verhinderten“ Personen sprächen. 

Bezüglich der verschleppten Personen und der Zulassung von Flücht- 
lingen haben sich die Besatzungsmächte in Artikel 2d des Besatzungs- 
statuts Sonderbefugnisse Vorbehalten. Diese Befugnisse haben zur Folge, 
daß die deutschen Behörden keinen Einfluß darauf nehmen können, 
wem in den Grenzen der Bundesrepublik Asylrecht zu gewähren sei. Die 
Besatzunesmächte haben den DP’s auch einen bevorzugten rechtlichen 
und tatsächlichen Status gewährt und diesen Status bis heute aufrecht 
erhalten. Auf lange Sicht wird es allerdings angebradit sein, daß die 
deutschen Behörden selbst über die Gewährung des Asylrechrs wachen 
und daß die DP’s wie Ausländer behandelt werden, die das Recht der 
Meistbegünstigung genießen, oder daß sie gar den Inländern gleichge- 
stellt werden. Vielleicht wird das auf den 1. Juli ds. Js. festgesetzte 
Ende der IRO den richtigen Zeitpunkt abgeben, um etwa In Anlehnung 
an das Abkommen über die Internationale Rechtsstellung der Flücht- 
linge vom 28. Oktober’ 1933, zu einer befriedigenden Endregelung, zu 
kommen und damit dieses Kapitel aus der Nachkriegszeit äußerlich und 
innerlich in die Verhältnisse des Friedens zu überführen. Es ist damit 
zu rechnen, daß 150 — 200 000 DP’s in Deutschland verbleiben werden. 
Ein Teil von Ihnen — mit Angehörigen s chä r zun o-s weise 40 — 50 000 Per- 
sonen — werden der Fürsorge in Heimen bedürfen. Bis heute Ist es 
so, daß die für die DP’s mit 432 Mill. DM ausgewiesenen Besatzungs- 
folgekosten für die Hälfte dessen betragen, was wir aus Bundesmitteln 
an besonderen Leistungen in der Fürsorge für Heimatvertriebene, für 
verdrängte Ruhegehalrsempfänger, für verdrängte Beamte und ehema- 
lige Wehrmachtsangehörige aufbringen können. 


Die neue Lage 

Was bisher von den elf Ländern der drei westlichen Zonen an Be- 
satzungsleistungen zu erbringen war, muß gern. Artikel 120 des Grund- 
gesetzes vom 1. April an zu Lasten des Bundes erbracht werden. Die 
Besatzungslasten treten damit unmittelbar in die Zuständigkeit des Bun- 
destages und als größter Posten des Haushalts in den Vordergrund sei- 
ner Aufmerksamkeit. Alle Gründe materieller und formeller, juristischer 
und finanztechnischer Art sprechen dafür, daß die Materie, die bisher 
auf drei Zonen und elf Länder aufgeteilt war, in dem Augenblick, wo 
sie auf eine Stelle, nämlich den Bund, übergeht, einheitlich geregelt 
werde. Gemäß Artikel 2e) des Besatzungsstatuts haben sich die Alliier- 
ten auf dem Gebiete der Besatzungslasten Sonderbefugnisse Vorbehalten. 
Gemäß Artikel V § 3 der Satzung der Oberkommission vom 20. Juni 
1949 ist 



„jeder Oberkommissar als solcher einzeln dafür verantwortlich, 
daß gemäß den auf Dreimachte-Grundlage aufgestellten Richt- 
linien und Beurteilungsmaßstäben ein Haushalt der Besatzungs- 
kosten und sonstigen Besatzungserfordernisse seiner Zone jährlich 
aufgestellt wird. Dieser Haushalt ist aufzustellen und dem Rat 
zur Aufnahme in einen Gesamthaushalt der Be- 
satzungsbehörden vorzulegen, welcher der deutschen Regierung 
zuzuleiten ist.“ 

Hier ist also die Vereinheitlichung in der Gestalt des Gesamthaushalts 
bereits vorgesehen, und den Einzelhaushalten, aus denen der Gesamt- 
haushalt gebildet wird, müssen Richtlinien und Beurteilungsmaßstäbe zu- 
grunde gelegt werden, die für die drei Mächte einheitlich sind. 

In diesem Zusammenhang ist zunächst folgendes zu sagen: 

Nach dem zweiten Weltkrieg scheint der Übergang zum Frieden 
schrittweise zu erfolgen, und dieser Übergang scheint sich so zu vollzie- 
hen, daß Gebiet nach Gebiet, das erst durch einseitigen Akt von hoher 
Hand, d. h. durch Befehl des Siegers, geregelt war, hernach in wechsel- 
seitiger Übereinstimmung, d. h. vertraglich geordnet wird. Es sei an 
die Handelspolitik, an die Demontagen, an die Mitarbeit in der Ruhr- 
behörde usw. erinnert. Der Ausschuß glaubt, daß mit dem Übergang 
der Zuständigkeit auf den Bund, fünf Jahre, nachdem die Kanonen ver- 
stummt sind, der Zeitpunkt gekommen ist, um auch die Frage der Be- 
satzungslasten in wechselseitiger Übereinstimmung oder doch in wechsel- 
seitiger Abstimmung zu ordnen. Dies könnte sidi zunächst auf die 
haushaltrechtliche und buchungstechnische Seite beziehen, dann aber 
auch, wie bei den einzelnen Leistungsarten angeregt, auf die Mitwirkung 
deutscher Behörden bei der Vereinheitlichung und materiellen Gestal- 
tung der Leistungen selbst. Schließlich sollte es möglich sein, deutsche 
Gesetze über die Abgeltung der Besatzungsleistungen und die Entschä- 
digung für Besatzungsschäden zu erlassen. 

Wenn hier die Regelung in wechselseitiger Übereinstimmung empfoh- 
len worden ist, dann soll damit der Bestimmung der konkreten juristi- 
schen Forrri — ob Notenwechsel, Abkommen oder sonst ein Instrument 
— keineswegs vorgegriffen, sondern sie den Regierungsbesprechungen 
überlassen werden. Der Ausschuß hält es in jedem Fall für abwegig, ja 
unmöglich, gegenüber den Besatzungsmächten irgendwelche Maßnahmen, 
wie etwa Kürzung der Leistungen, einseitig zu ergreifen. 

Ist nun der Zeitpunkt gekommen, das formelle und materielle Be- 
satzungsleistungsrecht der neuen Lage anzupassen, so sollte doch auch die 
andere, wichtigere Aufgabe nicht aus den Augen verloren werden, näm- 
lich die Besatzungslasten zu senken. Die Besatzungslasten wurden be- 
reits eingangs mit sonstigen Zahlen der öffentlichen Haushalte, beson- 
ders des Bundeshaushalts, verglichen, wobei sich ergab, daß die Höhe 
der Lasten außerordentlich ist. Wenn jedoch versucht werden soll, in 
Anlehnung an Artikel 52 Absatz 1 der Haager Landkriegsordnung nach- 
zuweisen, daß diese Lasten nicht im Verhältnis zu den Hilfsquellen, 
d. h. zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik stehen, 
dann wird man deutscherseits auf verschiedene Einwendungen der Be- 
satzungsmächte stoßen und sich mit ihnen auseinanderzusetzen haben. 

Die Besatzungsmächte werden gegenüber den deutschen Gründen ein- 
wenden, daß die 4,5 Mrd. DM, welche die Bundesrepublik zu tragen 
habe, nur die inneren Besatzungslasten darstellten, daß aber die äuße- 
ren Besatzungslasten, d. h. das, was die Besatzungsstreitkräfte und Be- 
satzungsdienststellen außerhalb Deutschlands kosteten, zu Lasten der Be- 
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Satzungsmächte selbst gehe. Sachverständige haben z. B. erklärt, daß ein 
alliierter Soldat an Bewaffnung, Kleidung, Verpflegung, Heimatlöh- 
nung, Hin- und Herfahrt usw. seinen Staat in eigener Währung im 
Durchschnitt mehr Geld koste, als uns Deutsche in DM. Man wird 
Deutschland ferner entgegenhalten, daß es als abgerüsteter Staat ja auch 
keine Wehrausgaben zu leisten habe oder, daß es die Besatzungs- 
lasten als die dem Besiegten zukommende Art der Wehrausgaben be- 
trachten solle, aber auch dann käme es noch immer gut dabei weg, be- 
trügen doch 2 , B. die englischen Wehrausgaben mit rund 760 und neuer- 
dings rund 780 Mio. Pfund im Jahr immer noch rund das Doppelte 
der gesamten deutschen Besatzungslasten. Die Vereinigten Staaten könn- 
ten einwenden, daß sie zu allem anderen hin noch eine ganz bestimmte 
Art von — wenn man so sagen -darf — Kriegsfolgelasten aufzubringen 
hätten, nämlich die Marshallplan-Gelder und die GARIOA-Gelder. Diese 
betrugen im Gegenwert in der Tat allein für Deutschland bis zum 
September 1949 rund 12,5 Mrd. Mark und auch Großbritannien hat als 
sog. U./K. Contributions laufend hohe Beträge für die von ihm be- 
setzte Zone auf gewendet. Wenn man ferner rechnet, was die deutsche 
Besetzung während des Krieges z. B. nur die französische Volkswirt- 
schaft kostete, so ergeben sich zuletzt gleichfalls Zahlen von beträcht- 
licher Höhe. Diese Einwendungen sind keineswegs zu unterschätzen. 
Wir glauben jedoch, daß diese Einwendungen nichts gegen die Behaup- 
tung sagen, daß unsere Lage schwieriger sei und daß eine Last von 
jährlich 4,5 Mrd. DM auf die Dauer nicht von uns getragen werden 
könne. Einmal sind die deutschen Verluste an Toten und Verwunde- 
ten und ist damit die Zahl der Hinterbliebenen und Hilfsbedürftigen 
v^esentlich höher als in irgendeinem der westlichen Länder. 3 060 Mio. 
DM im Jahr, die wir für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene 
aufzuwenden haben, bilden die 1. Hypothek, mit der wir belastet sind 
und bilden den 1. Posten des Haushalts unserer Niederlage, der bei uns 
an die Stelle des Wehretats getreten ist. Dann hat Deutschland durch 
die Ausdehnung des Luftkrieges auf nichtmilitärische Ziele Verluste er- 
litten, die etwa M seines Grundvermögens betragen. (Vergl. „Der end- 
gültige Lastenausgleich, Ein Bericht des Bundesministeriums der Finan- 
zen. Dezember 1949“, Anl. 2, S. 88, II, A.) Es müssen die Verluste 
duich Demontagen erwähnt werden, die Wegnahme der Patente und 
der Flotte, die Einengung der Märkte und die Überalterung der gewerb- 
lichen Ausrüstung, die unübersehbare Vernichtung von Geldeswert, von 
Gläubiger- und Eigentümerrechten. Doch all dies tritt zurück hinter der 
Verstümmelung und Zerstückelung des Staatsgebietes, hinter der Ab- 
trennung der landwirtschaftlichen Gebiete und hinter dem Einstrom der 
Millionen zu Bettlern gemachter Heimatvertriebener, der immer noch 
anhält. 

Schon heute steht und fallt die Bundesrepublik Deutschland mit der 
Marshallhilfe; Regierung und Wirtschaft wissen nicht, wo die Märkte 
für die Ausfuhr und die Arbeit für die Arbeitslosen finden. Über jede 
Mark sollte Deutschland doppelt und dreifach verfügen können: Zu 
Unterstützungen, zu Industriellen Investitionen und zum Wohnungsbau. 
In den wissenschaftlichen Denkschriften sind die Zahlen enthalten, die 
über die Lage der Bundesrepublik Aufschluß geben. Die Schlußfolge- 
rung, die hieraus für die Besatzungslasten zu ziehen ist, führt zu dem 
Ergebnis, daß 4,5 Mrd. Besatzungslasten die deutsche Leistungsfähigkeit 
übersteigen. 

Die Besatzungslasten sind eine politische Zahlung. Es gibt aber ein 
wirtschaftliches Gesetz des Inhalts, daß das Ausmaß dessen, was eine 
Volkswirtschaft an politischen, d. h. nicht wirtschaftlich bestimmten Lei- 
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stungcn hergeben kann, begrenzt ist. So trugen nach dem 1. Weltkrieg 
die deutschen Reparationen dazu bei, die gesamte Weltwirtschaft zu 
stören. Die Lage war damals freilich insofern anders, als es sich bei den 
Reparationen um Entnahmen zum Transfer handelte, wodurch der 
Wirtschaftskörper und die Währung in ganz anderer Weise in Mitleiden- 
schaft gezogen wurden, als es bei den heutigen Kriegslasten der Fall ist. 
Die heutigen Kriegslasten umschließen, wenn wir von den irregulären 
Requisitionen, der versteckten Ausfuhr, den vorweggenommenen Repa- 
rationen und dem unberechtigten Teil der Restitutionen absehen, nur 
inländische Zahlungen. Aber auch bei diesen inneren Zahlungen gilt der 
Satz, daß man der Wirtschaft nicht unbegrenzt Mittel für politisdie Lei- 
stungen entnehmen kann. 

Die Bundesregierung ist bemüht, den Bundeshaushalt auszugleichen. In 
diesem Haushalt einen Betrag für Besatzungslasten von 4,5 Milliarden 
unterzubringen, ist nur möglich, wenn zahlreiche wirtschaftliche und 
sozialpolitisdie Aufgaben unberücksichtigt bleiben. Es genügt, einen 
Blick auf die Fülle der dem Bundestag vorgelegten Anträge zu werfen, 
denen nicht entsprochen werden kann. Der Ausgleidi des Bundeshaus- 
halts ist somit nur äußerlich. 

Bei den Dienstleistungen begünstigen die überhöhten Bezüge einen 
überhöhten Verbrauch, wobei auch eine Verbindung mit Quellen des 
schwarzen Marktes nicht ausgeschlossen erscheint. 

Aufwendungen für die Besatzungslasten in dem hier in Rede stehen- 
den Ausmaß beeinträchtigen die notwendigen Investierungen, sei es, daß 
dem Staat selbst die-Mittel hierzu entzogen werden, sei es, daß er sie 
durch überhöhte Steuern seinen Bürgern entzieht. 

In dem Generalmemorandum der Bundesrepublik zum ERP-Programm 
1950/51, 1951/52 heißt es unter Ziffer 158 und 159: 

„Ausgehend von der Annahme, daß im Wege der Selbstfinanzie- 
rung ein Betrag von 2,5 bis 3 Mrd. DM von den investierenden 
Betrieben und Bauherrn selbst aufgebracht werden kann, läßt sich 
der Bedarf für die Finanzierung von Investitionen aus öffent- 
lichen oder Kapitalmarktmitteln etwa auf 9.5 Mrd. DM ver-' 
anschlagen. Die Vorschätzungen des unter allen Anstrengungen 
aufzubringenden Kapitalbetrages zeigen iedoch, daß der Gesamt- 
betrag der aus dem öffentlichen Haushalt, aus dem Kanitalmarkt 
und aus Counterpart Funds auf kommenden Mittel 1950/51 nicht 
über 7 bis 7,5 Mrd. DM hinausgehen dürfte." 

Hier ist die Frage erlaubt, ob nicht die Investitionslücke von 2 bis 2l^ 
Mrd. DM ohne die hohen Besatzungslasten hätte geschlossen werden 
können. Sicher ist so viel, daß die Gegenwertmittel des Marshallplanes 
im wesentlichen dazu dienen müssen, bei den Investierungen Lücken zu 
schließen, die von den Besatzungslasten herrühren. 

Soweit von den Besatzungsmächten Gebäude erstellt werden, sind die 
hierfür aufgewendeten Investierungen zu begrüßen, es sei denn, daß der 
Bau an Orten oder zu Zwecken geschieht, die eine spätere entsprechende 
Verwendung beeinträchtigen oder daß der Aufwand über die Erforder- 
nisse einer späteren Verwendung durch Deutsche hinausgeht. Die zahl- 
reichen, sonst noch feststellbaren unerwünschten Rückwirkungen der Be- 
satzungslasten und -leistungen, die bei den industriellen Engpässen oder 
im Fremdenverkehrsgewerbe zutage getreten sind, sollen hier im ein- 
zelnen nicht weiter untersucht werden. 
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Um nun in der Beurteilung der deutschen Kriegslasten zu einem, die 
deutsche und die alliierte Seite gleichermaßen berücksichtigenden Ergeb- 
nis zu gelangen, ist es nötig, die deutsche Lage in einen weiteren Zu- 
sammenhang zu stellen. Die westdeutsche Bundesrepublik, so fühlen 
mehr oder minder deutlich alle, ist ein zerbrechliches Staatsgebilde. Man 
braucht nur daran zu denken, was gesdbähe, wenn der Marshallplan und 
die Besatzungstruppen nicht vorhanden waren. Auch besteht darin all- 
gemeine Übereinstimmung, daß Deutsdrland ein Schlüssel, vielleicht sogar 
der Schlüssel, der europäischen Lage sei. Deutschland so oder so, das 
bedeutet, Europa so oder so und vielleidit noch sehr viel mehr. So sind 
die deutsdien Besatzungslasten, d. h. es ist die Frage, ob wir sie tragen 
können oder nicht, eine Frage von Bedeutung für alle, die sich zu den 
Idealen von Friede, Freiheit und Wohlstand bekennen. 

Wenn wir Deutschland als Teil einer bedrohten Welt betrachten, dann 
werden wir erkennen, daß es an drei verschiedenen Fronten verteidigt 
wird: an einer militärischen, einer politischen und einer sozialen Front. 
Die Besatzungslasten sind hierbei in erster Linie auf die militärische und 
politische Front, d. h. auf die Besatzungsstreitkräfte und die Besatzungs- 
behörden zu verrechnen, während sie für die soziale Front nur insofern 
in Betracht kommen, als in ihnen auch eine Art Arbeitsbeschaffung für 
die deutschen Arbeitskräfte und die Lieferanten bei Dienst- und Werk- 
leistungen verborgen liegt. Der Ausschuß glaubt, daß auf lange Sicht die 
militärische Front, die eine Front der Sicherheit für die gesamte westliche 
Welt ist, und die politische Front, die eine Front der Freiheit sein soll, 
nicht zu halten sind, wenn die soziale Front in Deutschland zerbricht. 
Deshalb sollen die Besatzungslasten gesenkt werden, um die soziale Front 
zu stärken. 

Es genügt deshalb nicht, daß wir trachten, die Tarife der Dienst- 
leistungen zu normalisieren und die Beschaffungskosten von Sachen und 
Werten zu überprüfen, sondern es wird notwendig sein, daß die Be- 
satzungsmädrte von sich aus und im wohlverstandenen Interesse ihrer 
eigenen Staaten daran arbeiten, die Besatzungslasten, die sie der Bundes- 
republik Deutschland zu militärischen und politischen Zwecken auferlegt 
haben, fühlbar herabzusetzen. 

Jede 5000 Mark sind ein Arbeitsplatz für einen Arbeiter, der eine 
Familie hat, und jede 10 000 Mark sind eine Wohnung für den Obdach- 
losen und seine Familie und sind Arbeit für jene, welche die Wohnung 
bauen. So ist jede Mark, die vom Entbehrlichen auf das Notwendige 
gelenkt wird, ein Beitrag zum Wohlstand, zur Freiheit und zur Siche- 
rung der ^westlichen Welt. 


Bonn, den 27. März 1950 


Der Ausschuß für Besatzungsfragen und Auswärtige Angelegenheiten 


Dr. S c h m i d 
Vorsitzender 


Dr. Pfleiderer 
Berichterstatter 
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Anlage 1 


Besatzungskosten und 


artverwandte Ausgaben der Länder in der Bundesrepublik 


in den Jahren 1945 — 1948/9 nach Zonen. 



Britische Zone 

US. Zone 

Doppelzone 

Französische Zone ' 

Bundesgebiet 

Brutto 

Netto 

Brutto 

Netto 

Brutto 

Netto 

Brutto 

Netto 

Brutto 

Netto 

in MilL RM/DM 
Rechnungsjahr 1945 
« 1946 

1947 

1948 

1247 

2623,9 

2912,0 

2344,7 

2279,0 

653 

1595.9 

2217.9 
2028,2 

2003,9 

1900 

4219.8 

5129.9 
4373,0 

4282,8 

117 

1007 

776 

533,6 

533,1 

2017 

5227 

5906 

4906,7 

4015,9 

DM-Jahr vom 1. 10. 1948 
bis 30. 9. 1949 

2236,4 

2182,3 

1766,9 

1723,9 

4003,3 

3906,2 

586,0 

585,3 

4589,1 

4491,5 

in V. H. der Steuerein- 
nahmen 

Rechnungsjahr 1946 
„ 1947 

„ 1948 

42,7 

40,1 

31,3 

34,1 

39,3 

39,1 

39,0 

39,7 

34,5 

88,8 

48,9 

39,7 

43.7 

40.7 

35,0 

DM-Jahr vom 1. 10. 1948 
bis 30. 9. 1949 

— 

29,1 

— 

32,9 

— 

30,7 

~ 

43,1 

— 

3i,9 

in V. H. der Haushalts- 
ausgaben 

Rechnungsjahr 1946 
„ 1947 

28,1 

28,6 

— 

33.2 

35.2 

— 

29,8 

31,1 

— 

36,3 

— 

31,8 

— 

DM-Jahr vom 1. 10. 1948 
bis 30. 9. 1949 

25,3 

— 

27,9 

— 

26,4 

— 

34,5 

— 

27,2 

— 

RM/DM je Einwohner 
Rechnungsjahr 1946 
„ 1947 

« 1948 

119,16 

127,59 

95,88 

94,-55 

127,52 

112,71 

108,49 

127,56 

103,08 

199,30 

150,00 

100,64 

118,90 

130,10 

102,79 

DM-Jahr vom 1. 10. 1948 
bis 30. 9. 1949 

91,43 

— 

96,48 

— 

93,59 

— 

110,15 

— 

95,46 



Anlage 2 


Besatzungskosten nadi Ausgabearten« 

Diejenigen Ausgaben, die nadi deutscher Auffassung unter den Be- 
griff der echten Besatzungskosten fallen, waren an dem Gesamt- 
betrag von 4589.3 Mill. DM mit 3775.0 Mill. DM oder 82.2 v.H. 
beteiligt; von diesen wiederum waren 3501.8 Mill. DM von den 
Besatzungsmächten als echte Besatzungskosten anerkannt Die art- 
verwandten Ausgaben (sogen. Besatzungsfolgekosten) beliefen sich 
auf 814 3 Mill. DM oder 17.8 v. H. des Gesamtbetrages, unter ihnen 
die Leistungen für displaced persons auf 432.3 Mill. DM oder 9.4 v.H. 


Die Besatzungskosten und artverwandten Ausgaben der Länder im 
Bundesgebiet in der Zeit vom i« Oktober 1948 bis 31. September 1949 

nadi Ausgabearten. 




In Mill. DM 


in V. H. des Gesamtbetrages 


Be- 

satzungs- 

kosten 

art- 

verwandte 

Ausgaben 

insgesamt 

Be- 

satzungs- 

kosten 

art- 

verwandte 

Ausgaben 

insgesamt 

1. Dienstleistungen . . . 

1441.5 

186.8 

1628.3 

31.4 

4.1 

35.5 

2. Nutzungsieistungen 

365.3 

42.2 

407.5 

8.0 

0.9 

8.9 

3. Sach- u. Werkleistungen 

1309.9 

203.21) 

1513.1 

28.5 

4.4 

32.9 

' Summe 1 — 3 

3116.7 

432.22) 

3548.9 

67.9 


77,3 

4. Leistungen der Bahn . 

220.3 



220.3 

4.8 



4.8 

5. Leistungen der Post 

103.3 


103.3 

2.3 

— 

2.3 

6. Pauschzahlungen . . 

324.7 

— 

324.7 

7.1 

— 

7.1 

7. Leistungen für deutsche 
Kriegsgefangene und 







Zivilinternierte . . . 

— 

25.2 

25.2 

— 

0.5 

0.5 

8. Nebenkosten für 







a) Reparationen . . 

b) Restitutionen . . . 


151.2 

151.2 


3.3 

3.3 

c) Abrüstung und Ent- 







militarisierung . . 

— 

76.5 

76.5 

— 

1.7 

1.7 

9. Entschädigung für un- 
erlaubte' Handlungen . 

9.9 


9.9 

0.2 


0.2 

10. Sonstige 

— 

129.0 

129.0 , 

— 

2.8 

2.8 

Summe 1 — 10 

3774.9 

814.1 

4589.0 ; 

82.3 

17.7 

100.0 


Einschließlich Requisitionen der JRO. 

2) Leistungen für DP’s (PDR) Beträge in Höhe von 8,7 Mill. DM, die von Rheinland-Pfalz 
und Lindau in einer Summe angegeben wurden, sind schätzungsweise auf die drei Unter- 
positionen verteilt worden. 
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Anlage 3 


Bei ßesatzungsdienststellen beschäftigte Personen in den Ländern des Bundes (in looo) 
nach der Beschäftigtenstatistik der Arbeitsverwaltungen. 


Bl 

NRW 

Nd.- 

sadis. 

Sch).- 

Holst. 

Ham- 

burg; 

Brit. 

Zone 

Bayern 

Hessen 

Wttbg. 

Baden 

Bre- 
men 1) 

US. 

Zone 

Doppel 

Zone 

Rhld.- 

Pfalz 

Ba- 

den 

Wttbg. 

Hz. 

Franz. 

Zone 

Bundes 

gebiet 

31. 

3. 

46 





211.1 

87.5 



37.5 








30. 

6. 

46 


— 

— 

— 

232.6 

103.7 

— 

— 

43.0 

— 

— 

— 

— 



— 

__ 

30. 

9. 

46 

85,5 

86,12) 

37.2 

39 9 

248.72) 

118.5 

— 

15.1 

42.6 

— 



— 









31. 

12. 

46 

89,9 

88,5 2> 

34.2 

41.4 

254.02) 

122.9 

86.0 

50.0 

35.9 

294.83) 

548.8 

— 



— 

— 



31. 

3. 

47 

9.3,4 

104,0 

31,5 

42.9 

273 9 

131.1 

87.0 

53.6 

25.0 

296.7 

570.6 

— 









30. 

6. 

47 

97,8 

120,6 

34.3 

41.9 

294.6 

128.3 

87.6 

49.8 

22.3 

288.0 

582.6 

— 




— 



30. 

9. 

47 

107,4 

131,6 

40.7 

39,0 

318.7 

125.4 

85.5 

47.3 

18.8 

277.0 

595.7 





— 





31. 

12. 

47 

111,2 

135,5 

44.9 

37.9 

329.5 

121.8 

86.6 

47.3 

19.7 

275.4 

604.9 










31, 

3. 

48 

111,2 

129,1 

43.5 

37.5 

321.3 

122.5 

85.7 

44.3 

18.5 

271.0 

598.3 

22.6 

20.6 

9,1 

52.3 

650.6 

30. 

6. 

48 

108,1 

126,6 

42.7 

39,0 

316.4 

123.1 

81.5 

39 4 

16.7 

260.7 

577.1 

22.4 

21.2 

8.5 

521 

629.2 

30. 

9. 

48 

110,4 

119,2 

41.1 

37.5 

308.2 

106.8 

78.1 

33.9 

15.3 

234.1 

542.3 

20.9 

20.8 

84 

50.1 

592.4 

31. 

12. 

48 

106,0 

115,7 

40.7 

37.2 

299.6 

99.1 

76.6 

31.8 

14.2 

221.8 

521.5 

18.8 

19.7 

7.5 

46.0 

567.5 

31. 

3. 

49 

101,3 

110,9 

38.4 

36.7 

287.3 

92,8 

76.0 

29.1 

13 7 

211.6 

499.0 

14.3 

17.4 

6.9 

38T 

537.7 

30. 

6. 

49 

- 94,3 

103.0 

35.3 

34.8 

267.4 

90.4 

77.5 

28.6 

10.8 

207.3 

474.7 

13,9 

16.3 

6.4 

36.6 

511.3 

30. 

9. 

49 

89,9 

95.4 

33.3 

30.0 

M8.6 

88.8 

77.3 

29.2 

10.7 

206,0 

454 6 

13.1 

15.4 

6.0 

34.6 

489.2 

31. 

12. 

49 

88,1 

84,9 

28.0 

29,0 

230.0 

87.4 

74.9 

29.5 

10.2 

202.0 

432.0 

12.2 

14.6 ■ 

5.7 

32.5 

464.5 


1) Vom 31. März 1946 bis einschl. 31. Dezember 1946 Enklave Bremen, ab 31. Marz 1947 Land Bremen. 

2) Ausschließlich des Teils der früheren Enklave Bremen, der nicht in das Land Bremen einbezogen wurde. 

3) Einschließlich des Teils der früheren Enklave Bremen, der nicht in das Land Bremen einbezogen wurde. 



























Anzahl der von der Besatzungsmacht beschlagnahmten Anlagen und Gebäude 
am 31, Dezember 1949 (unvollständig) 



1 

2 

3 

4- 

5 

6 

7 

1 8 

9 

10 

Länder 

Gewerbl. 

Gaststätten 

und 

Hotels 

Kinos 

Schulen 

Kranken- 
häuser und 
Heilstätten 

Büro und 

Verwalt 

gebaude 

Kasernen 

1 Wohngebäude 

Sonstige 

Gebäude 

Summe 
1— 9 a 

Betriebe 
(ohne 2 
und 3) 

Theater 

Vergnüg.- 

stätten 

wissensch. 

Institute 

usw. 

u. a. ehern. 
Wehrm.- 
gebäude 

Anzahl der 
Gebäude 

Anzahl der 
Räume 

Nordrhein-Westfalen 

602 

349 

64 

42 

51 

202 

1 066 

8 319 

72 971 

401 - 

11 096 

Niedersachsen 

338 

160 


— 

— 



— 

3 293 


79 

3 870 

Schl eswig-Holstein 

73 

32 

10 

i 

— 

230 

-0 

1 103 

10 000 4y 

110 

1 558 

Hamburg 2) 

188 

19 

2 1 

7 1 

■ 13) 

26 

46 

1 002 

11 105 

138 

1 480 

Britische Zone 

1 201 

560 

76 

49 

52 

458 

1 112 

13 717 

124076 

728 

18 004 

Bayern 

Hessen , 

499 

234 

41 

56 

38 

_5) 

527 

5 998 

50 000 4) 

— 

7 393 

Wiirttemberg-Baden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


5 000 4) 

-! 45 000 4) 

— 

— 

Bremen 

59 

10 

7 

1 

— 

12 

21 ' 

546 

5 000 4) 

32 

688 

US-Zone 

558 

244 

48 

57 

38 

12 

548 

11 544 

100 000 

32 

8 081 

Doppelzone 

1759 

804 

124 

106 

90 

470 

1 660 

25 261 

224 076 

760 

26 083 

Rheinland-Pfalz 

276 

216 

— 

36 

9 

118 

313 

3 600 

40 684 

1 465 

6 033 

Baden 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 500 4) 

15 000 4) 



— 

Württemberg-Hohenzollern 

— 

184 

— 

23 

7 

64 

23 

1 260 

13 402 

107 

1 668 

Lindau 

1 

4 

— 

2 

— 

2 

28 

33 

613 

— 

70 

Französische Zone • 

277 

404 

— 

61 

16 

184 

364 

6 393 

69 699 

1 572 

7 771 

Bundesgebiet 

! 2 036 

1208 

124 

167 

106 

654 

2 024 

31 654 

293 775 

2 332 

33 856 


in Spalte 6. enthalten 

2) Anzahl der Räume ntor teilweise erfaßt 

3) Großanlage 

Diese Zahlen beruhen auf Schätzung 
in Spalte 1 enthalten. 






























